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zum Grundlagenvertrag mit dem Grundgesetz festgestellt 
— was, gestützt auf Art. 25 GG, ohne weiteres möglich ge­
wesen wäre —, sondern es hat in seiner Entscheidungsfor­
mel ausgesprochen: „Das Gesetz zu dem Vertrag vom 
21. Dezember 1972 ... ist in der sich aus den Gründen er­
gebenden Auslegung mit dem Grundgesetz vereinbar.“45

In den Urteilsgründen geht das Gericht jedoch nicht 
von den allgemeinen Regeln des Völkerrechts aus, die nach 
Art. 25 GG den Gesetzen Vorgehen, sondern macht den 
Versuch, selbst zu entscheiden, was in den Beziehungen 
zwischen den beiden deutschen Staaten Völkerrecht ist und 
welchen Inhalt es hat, z. B. in Fragen der Staatsbürger­
schaft. „Die völlig eindeutigen Grenzen der Befugnisse in­
nerstaatlicher Organe, die sich aus der Bindung der Staa­
ten an die für sie geltenden Völkerrechtsnormen ergeben 
und die ausschließen, daß Staatsorgane eines Staates ein­
seitig mit Wirkung für andere Staaten Völkerrechtssätze 
gestalten oder auslegen können, hat das Bundesverfas­
sungsgericht in dem hier behandelten Urteil in schwer­
wiegender Weise überschritten.“4®

Völkerrechtliche Verantwortlichkeit der BRD
für völkerrechtswidrige Rechtsprechung der BRD-Gerichte

Da in den Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
Völkerrecht gilt, kann das Verhalten der Organe der BRD 
gegenüber der DDR nur völkerrechtlich bewertet werden. 
Es kann kein Zweifel bestehen, daß es sich bei der Begrün­
dung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum Ge­
setz über den Grundlagenvertrag und bei der Festlegung 
der Staatsorgane der BRD auf interventionistische Prak­
tiken gegenüber der DDR um eine Völkerrechtsverletzung 
handelt, für die die BRD nach Völkerrecht verantwortlich
ist47 *

Das ergibt sich eindeutig aus dem Entwurf der Völker­
rechtskommission der Vereinten Nationen (ILC) über die 
Verantwortlichkeit der Staaten45 für Völkerrechtsverlet­
zungen, in dem in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Völkergewohnheitsrecht sowohl die Organe bezeichnet 
werden, für deren Verhalten der zugehörige Staat haftet, 
als auch der Rechtsbruch definiert wird.

Art. 6 des ILC-Entwurfs lautet: „Das Verhalten eines 
Staatsorgans wird im Völkerrecht als eine Handlung des 
Staates angesehen, unabhängig davon, ob dieses Organ zur 
verfassungsgebenden, legislativen, exekutiven, richterlichen 
oder einer anderen Gewalt gehört, ob seine Funktionen 
internationalen oder inneren Charakter tragen und ob es 
eine übergeordnete oder eine untergeordnete Stellung in 
der Organisation des Staates einnimmt“ Danach ist' das 
Bundesverfassungsgericht ohne Zweifel ein Organ, für des­
sen Handeln die BRD völkerrechtlich verantwortlich ist.

Der Rechtsbruch wird im ILC-Entwurf wie folgt defi­
niert: „Eine staatliche Handlung stellt eine Verletzung 
einer völkerrechtlichen Verpflichtung dar, wenn sie nicht 
mit dem übereinstimmt, was die Verpflichtung erfordert.“ 
Die Ausrichtung der Staatsorgane der BRD auf die völker­
rechtswidrige Interpretation des Grundlagenvertrags durch 
das Bundesverfassungsgericht ist eine solche Völkerrechts­
verletzung. Das gilt auch für jede dem Urteil nachfolgende 
Handlung von Staats- und Justizorganen der BRD und 
insoweit auch für das Urteil des 3. Strafsenats des BGH
vom 26. November 1980.

Diese Erkenntnis hat auch in die strafrechtliche Dis­
kussion zum Geltungsbereich des Strafrechts der BRD Ein­
gang gefunden. So weist beispielsweise P. К1 о s e zu Recht 
darauf hin, daß damit die BRD ihr Staatsangehörigkeits­
recht entgegen den allgemeinen Grundsätzen des Völker­
rechts auf Angehörige eines anderen souveränen Staates 
mit eigener Staatsangehörigkeit erstreckt49 Das Urteil des 
BGH vom 26. November 1980 stellt also eine völkerrechts­
widrige Handlung, eine Einmischung in die inneren Ange­
legenheiten der DDR dar. „Wenn es dabei bleibt, daß ein 
Deutscher ist, wer von der BRD-Gesetzgebung dazu be­
stimmt wird, daß BRD-Gerichte darüber befinden sollen, 
wer außerhalb der BRD und weshalb bestraft wird, daß

man gegenüber Bürgern anderer Staaten eine .Obhuts­
pflicht' wahrzunehmen hat und daß die einheitliche Staats­
bürgerschaft — faktisch die der BRD — das Band wäre, das 
alle Deutschen umschließt, dann ist das in der Tat ver­
hängnisvolle Kontinuität imperialistischer Eroberungs­
politik, die sich in unrealen Macht- und Gebietsansprü­
chen äußert und die Souveränitätsrechte anderer Staaten 
ignoriert.“50

Das BGH-Urteil vom 26. November 1980 bezeichnet es 
als denkbar, daß die BRD den „Strafschutz für alle Deut­
schen“ ganz generell hätte in Anspruch nehmen können, 
und als ein Entgegenkommen des BRD-Gesetzgebers, wenn 
er den Schutz „aller Deutschen“ auf die „Deutschen in der 
DDR“ begrenzt. Zudem behauptet der BGH in seinem Ur­
teil, daß die Schutzgewährung für Staatsbürger eines an­
deren souveränen Staates keine Verletzung der Hoheits­
rechte, der Unabhängigkeit und Selbständigkeit dieses 
Staates darstelle. Eine solche Behauptung weckt schlimme 
Befürchtungen. Es besteht kein Zweifel an dem völker­
rechtswidrigen Charakter eines solchen Anspruchs. Es wi­
derspricht allen völkerrechtlichen Grundsätzen, für Bürger 
eines anderen Staates den strafrechtlichen „Schutz“ zu 
übernehmen. Unvergessen bleibt, daß der angeblich not­
wendig werdende Schutz von „Deutschen im Ausland“ als 
wesentlicher Anlaß für die Auslösung des zweiten Welt­
krieges hatte herhalten müssen.

Geltungsbereichsprinzipien als Interventionsinstrument

In diesem Zusammenhang bedarf eine von H. W o e s n e r  
1976 vertretene Auffassung der zusätzlichen, jedoch nicht 
weniger prinzipiellen Anmerkung. Woesner schlägt für die 
Strafrechtsanwendung im Verhältnis zur DDR eine Kom­
bination von Territorialitäts- und Schutzprinzip vor.51 Hier 
wird eine spezielle Variante der Strafhoheitsanmaßung der 
BRD gegenüber der DDR, der Einmischung der BRD in die 
inneren Angelegenheiten der DDR angeboten.

Woesner gesteht großzügig zu, die Strafhoheit der DDR, 
also die Souveränität der DDR, zu respektieren, wenn diese 
nach seiner Meinung „den Rechtsgüterschutz selbst hinrei­
chend gewährleistet“. In diesem Umfange sei die BRD 
bereit, sich nicht in die inneren Angelegenheiten der DDR 
einzumischen. Ein nach seiner Meinung hinreichender 
Rechtsgüterschutz sei jedoch in der DDR nicht immer ge­
geben. Woesner plädiert daher dafür, „daß das Territoria­
litätsprinzip im Verhältnis zur DDR eine ähnliche punk­
tuelle Einschränkung erfahren muß, wie der Gesetzgeber 
sie in § 6 StGB für erforderlich gehalten hat“, also in An­
wendung des sog. Weltrechtsprinzips. In Verbindung mit 
dem Schutzprinzip des § 7 Abs. 1 StGB der BRD für alle 
„Deutschen“ meditiert Woesner über die Frage, „ob ein 
Schutz wenigstens dort gewährt werden muß, wo der 
Rechtsgüterschutz der DDR aus westlicher Sicht .versagt'“. 
Sich selbst beruhigend meint er, daß dagegen nichts ein­
zuwenden sei, „solange ein umfassender Geltungsanspruch 
des westdeutschen Strafrechts gegenüber dem der DDR 
vermieden wird“. Hier handele „es sich um einen eigen­
ständigen, vom westdeutschen Strafrecht gewährten Schutz, 
nicht um eine Stellvertretung für die DDR“, also nicht um 
eine Form der stellvertretenden Strafrechtspflege.

Der Vorschlag Woesners ist nichts anderes als ein auf 
die BRD und ihre Wertmaßstäbe zugeschnittenes speziel­
les Interventionsinstrument, das mit dem Universalitäts­
prinzip des internationalen Strafrechts nichts gemein hat 
und das weder den allgemeingültigen Regeln des Völker­
rechts noch dem internationalen Vertragsrecht entspricht. 
Soweit der BRD-Gesetzgeber nicht selbst eine räumliche 
oder personelle Beschränkung vorgenommen hat, soll nach 
Woesner das Gericht der BRD wegen des angeblich „be­
sonderen Schutzanspruchs“ nach seinem Ermessen entschei­
den, ob die DDR den Rechtsgüterschutz für die Staatsbür­
ger der DDR hinreichend gewährleistet hat. Das ist ange­
maßte „Vormundschaft“ gegenüber der DDR, die in ihrer 
politischen Stoßrichtung aggressiv ist


